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Zeilſchrift
das Verwaltungs - u . Rechnungswejen der Gemeinden ,
Sparkdlſen , Stiftungen und ſoziolen Verſicherungen .

Der Inſertionspreis für den RaumErſcheint monatlich 1 mal. einer Zeile von 3x76 mm beträgt
1 4 Preis unter Kreuzband frei durch II 1916 30 Pfg. , bei

Ctöstren Aufträgen , 3 7 f r in0 die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk. lll 2 mehrmaligem Einrücken undCliché - [). ＋ 0fürs Jahr .
*

Auftrag wird ſolcher allenfalls nach8
Uebereinkunft feſtgeſetzt .

Inhalt : . Die vertrauliche Auskunft eines Bürgermeiſters . 4. Die Invalidenverſicherung von Staatsbeamten
Iſt die Führung eines Beibuchs
Kirchhofen , Amt Staufen .

kommensverhältniſſe der Fürſorgekaſſenmitglieder betr .
penplage . Neue Fünf - und Zehnpfennigſtücke aus Eiſen .
tenſchaft im Krieg . Ruſſiſche Beamtenehrlichkeit
Erntejahr .
waiſen . Poltizeikoſten und Kommunen .
verhältniſſe der Gemeindebeamten
10. Briefkaſten .

Feuerverſicher Ung.

1. Allgemeine Gemeindeſachen .
Die vertrauliche Auskunft eines Bürgermeiſters .

Der Mitinhaber eines betannten induſtriellen
Werts im Regierungsbezirk Düſſeldorf , Direktor

H. , war bald nach Ausbruch des Krieges zum Hee⸗
sdienſt eingezogen worden Einige Zeit ſpäter

erfolgte , nachdem die Heeresverwaltung dem Werk

Lieferungsverträge erteilt hatte , die Beurlaubung
des Direktors . Während dieſer Zeit verſuchte der

Verſteigerer K. in Eingaben und mündlichen Vor⸗

ſtellungen dem Bezirkskommando nachzuweiſen ,
daß die Beurlaubung unnötig ſei . Die Militärbe⸗

hörde erſuchte ſchließlich die Polizeiverwaltung um

vertrauliche Auskunft über die Perſönlichkeit des

Beſchwerdeführers . Der Vertreter des Bürgermei⸗
ſters erteilte die Auskunft , daß K. ein Stänker und

Beſſerwiſſer ſei und ſich aus Rachſucht zu ſei⸗
nem Vorgehen wegen früherer geſchäftlicher Strei⸗

tigkeiten habe beſtimmen laſſen . In einem ſpäteren
Schreiben tvat der Bürgermeiſter der Kennzeich⸗

nung der Perſönlichkeit des K. bei . Infolge eines

Verſehens erhielt dieſer , als er wegen der Beurlau⸗

bung des Direktors weitere Beſchwerde erhoben hatte ,

ein

Kenntnis von dem Schreiben der beiden ſtädtiſchen
Beamten . Er machte darauf gegen ſie die Privat⸗

klage wegen Beleidigung beim Amtsgericht anhän⸗

gig. Auf den Antrag des Bürgermeiſters erhob die

Regierung zu Düſſeldorf zugunſten der Beſchuldig⸗
ten den „Konflikt “ . Die Regierng erkannte wohl

an , daß die Kennzeichnung des K. mit anderen

Ausdrücken hätte erfolgen können , ſie nahm aber

bei Krankenkaſſen notwendig und zweckmäßig ?
Die Kriegsmaßnahmen der bad . Forſtverwaltung .

Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener Mannſchaften betr .
Das ſtarke Auftreten des Maikäfers .

Die Kriegsgewinnſteuer in der Praxis
Vorſorge für die Ernährung der ſtädtiſchen Bevölkerung im kommenden

Haftung der Gemeinden für den durch ihre Beamten verurſachten Schaden .
Forderungen im beſetzten Gebiet .

Perſönliches .

6. Pforzheim . Weinheim . Durlach .
Wochenhilfe während des Krieges betr . Die
Die regelmäßige Nachprüfung der Dienſtein⸗

Maikäferſammeln . Zur Weſ—⸗
Die franzöſiſche Beam —

Unterſtützung unehelicher Krieger —
Broſchen für Brotmarkenſparer . 7. Die Rechts⸗

8. Zuruheſetzung . Anfrage und Antwort

an , daß die Beſchuldigten gleichwohl ihre amtlichen

Befugniſſe nicht überſchritten hätten . Der Kon⸗

flittbeſchluß betonte , daß der Privatkläger unter

normalen Verhältniſſen nichts von dem Inhalt des

Schreibens der beiden Beamten hätte erfahren kön⸗

nen . Im Vertrauen hierauf hätten ſie ſich rückhalt⸗
los über die Perſönlichkeit des K. ſo, wie ſie ihnen
erſchienen ſei ' , äußern können und müſſen . Es

komme hinzu , daß K. in ſeinen Beſchwerden von
einer ungleichmäßigen Behandlung von Söhnen
aus wohlhabenden und aus ärmeren Familien bei

der Heranziehung zum Heeresdienſt und von einer

Hünſtlingswirtſchaft geſprochen und damit einen

allgemeinen Vorwurf erhoben habe , den die Be⸗

ſchuldigten als eine ſchwere Kränkung hätten emp⸗
finden müſſen . In ihren gutachtlichen Aeußerun⸗
gen bezeichneten von den Juſtizbehörden das

Amtsgericht den Konflikt als nicht begründet , der

Erſte Staatsanwalt und der Oberſtaatsanwtlt aber

als begründet . In dieſem Sinne hat auch der erſte
Senat des Oberverwaltungsgerichts erkannt . Mit

dieſer Entſcheidung iſt die Privatklage endgültig
aus der Welt geſchafft . Der Senat nahm an daß
unter den obwaltenden Umſtänden den Beſchuldig⸗
ten eine Ueberſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe
nicht zur Laſt falle .

4 . Verſicherungsweſen .
Die Invalidenverſicherung von Staatsbeamten .

Staatsbeamte ſind von der Invalidenverſiche⸗

rung nur dann befreit , wenn ihnen Anwartſchaft



auf Ruhegeld im Mindeſtbetrage der Invaliden

rente nach den Sätzen der gleichen Lohnklaſſe ſowie

auf Waiſenrente gewährleiſtet iſt . Wiederholt iſt die

Auffaſſung zutage getreten , daß Beamte auch ohne

Verſorgung der Invalidenverſicherung nicht unter

liegen . Aber ſchon das alte Verſicherungsgeſetz hat

die Befreiung von der Gewährleiſtung der Ver —

Anwart

Erfordernis

als die Berechtigung zu einer ſolchen . Sie iſt aber

ſchon gegeben , wenn jemanden auch nur probeweiſe

wird , die den üblichen
mit ſpäterer Verſor⸗

ſorgungsanſprüche abhängig gemacht . Die

ſcheft auf Verſorgung iſt ein geringeres

eine Stellung übertragen

Uebergang zu einer Anſtellung

gungsberechtigung bildet .
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Wegfall kommen . Ich möchte aber ſagen : beim

amerikaniſchen Syſtem iſt die Führung eines Bei —

buchs eine abſolute Notwendigkeit — bei Füh⸗

rung eines Hauptbuches nach Art der öffentlichen

Gemeindeverwaltungen ſehr zweckmäßig und zeit⸗

ſparend .

Hauptſächlich die Reviſionsbeamten und der

Kaſſenvorſtand ſind es , die ſagen : das frühere Sy⸗

hat uns beſſer gefallen . Daſtem der Kaſſenführung

hat man während des Jahres ein Kaſſenbuch nach

der Zeitfolge geführt und wenn das Jahr herum

war , hat man über das Ganze nach dem Gegen —
Einnahmen und Ausgaben eine Rech⸗

Bei dem einzelnen Gegenſtand der

der Einnahme hat man durch

Rechnung des Näheren geſagt ,

Zahlung rührt und warum dieſe Aus⸗

Höhe gemacht wurde . Jetzt hat man

iſche Syſtem , Zeitfolge
wird und gleichzeitig die Jahresrech⸗ —

Man ſieht jetzt nicht mehr aus der

srechnung wie dieſe oder jene Verhältniſſe

ſtacſ d detr

0

Zahlung oder

Vortrag in der

1 der

—

der Kaſſe im einzelnen näher geregelt ſind .

Will man ſich über irgend eine Einnahme oder

zahlung des Genaueren unterrichten , ſo bleibt ei⸗

anderos übrig als in den Beilagen
A188 und Ausgabebuch , in den Vor⸗

rotokollen und in der Akten

nem gar

regiſtratur zu

Mühe bean⸗
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Verhältniſſe bei der Kaſſe geregelt ſind ; es ſoll ei⸗

en Ueberblick über die beſtehenden Verhältniſſe bei

einzelnen abgeben . An Hand des

gewiſſermaßen auch jeder der Kaſſe

Kaſſe im

Beibuchs ſoll



Fernſtehende raſch einen Einblick bekommen , wie

dies oder jenes bei der Kaſſe näher geregelt iſt . Ich
erinnere hier nur z. B. an den zur Zeit herrſchen —

Wechſel des Perſonals wie der Vorſtandsmit
glieder . Was für eine Erleichterung bei der Ein —

arbeitung neuer Kräfte uſw . ein ſolches Beibuch
bedeutet , vermag nur der zu ſagen , der dies prak —

tiſch mitgemacht hat . Ich ſage : ein richtig geführ⸗
tes Beibuch bildet die Chronik für die

Kaſſſe . Außer Kraft geſetzte Rechtsverhältniſſe
werden zur Kenntlichmachung nicht durch , ſon —
d

au oder rot unterſtri⸗

den

dern entweder bl

chen ( alſo geführt ähnlich wie die Grundbücher der

Gemeinden ) . Alle neuen den Gang der Verwal⸗

tung für eine längere Reihe von Jahren

beeinfluſſenden Rechtsverhältniſſe werden ſtän⸗
dig nachgetragen , das Beibuch iſt alſo ſtändig
auf Laufenden zu halten . Das Bei⸗

buch ſelbſt wird genau in der Reihenfolge der Ka⸗

pitel und Titel des Rechnungsabſchluſſes geführt .
Die Verwendung von geeigneten Vordrucken iſt
nicht abſolut notwendig , wohl aber ſehr zweckmä

ßig . Ob das Beibuch feſt gebunden werden ſoll,
oder ob für jedes Kapitel ( ſowohl in Einnahme
wie Ausgabe ) ein Heft benützt wird , iſt Ermeſſungs⸗
frage . Wenn bei gebundener Form bei der Anlage
genügend Platz für Aenderungen , Zuſätze uſw . ge⸗
laſſen wird , glaube ich, daß dies zweckmäßiger iſt ,
als wie wenn für jedes Kapitel levt . Titel ) die loſe
Form gewählt wird . Es muß eben auf die Bewe⸗

gungsfähigkeit bei der Anlage genügend Rückſicht

genommen werden .

Zum Eintrag werden ſich insbeſondere eignen :
a) die Beſchreibung Grundbeſitzes der

Kaſſe , die Art der Benützung ( ob Selbſtbewirtſchaf⸗
tung oder Verpachtung ) ſowie Zeit und Preis des

Erwerbs der einzelnen Grundſtücke ;

b) ſtändige Forderungsrechte
verpflichtungen der Kaſſe ;

c) ob und in welcher Weiſe von dem Rechte der

Mehrleiſtungen Gebrauch gemacht wurde ;
d) Schilderung der Arzt⸗ , Apotheker⸗ Zahntech⸗

uſw . Verhältniſſe ;
e) die Anſtellungs - und Beſoldungsverhältniſſe

der Kaſſenangeſtellten uſw .

Kurzum : bei jedem Kapitel ( Titel ) wird ein⸗

was zur Beurteilung dieſes Rechtsver⸗

hältniſſes von Wichtigkeit iſt und deren Inhalt ſich
auf mehrere Jahre erſtreckt .

In dem Vorbericht zu dem Beibuch dürfte

zu erwähnen ſein :

a ) Umfang der Kaſſe ( namentliche Aufführung
der in Frage kommenden Gemeinden , Aufzählung
der im Bezirk für die Kaſſe evt . in Frage kommen⸗

den Betriebskrankenkaſſen , Landkrankenkaſſen uſw. ) ;

mur

dem

des

und Leiſtungs⸗

niker

getragen

ſich auf die Beratung der Satzung be

wichtigen Vorgänge ;
über dis Vorſtands - und Aus⸗

b) die

zichenden

Wichtides

ſchußwahlen ;

d) Wiedergabe der Grundzüge der Geſchäfts⸗

ordnung inerhalb der Kaſſe ;

e) Wichtigss über das Entſtehen der Kranken⸗

Dienſtordnung ;
) die ſich auf die Kaſſenführung beziehenden

wichtigen Punkte , wie Sicherheitsleiſtung des Kaſ —

ſenführers , Verwahrung der Kapitalurkunden der

und

vorhandenen Doppel

zum Kaſſenſchrank , Form der monatlichen

uſw . ;

Kaſſe , Verwahrung des ervt .

ſchlüſſel

ze ſeitens des Kaſſenführers

g) ob und evt . welche andern Kaſſen der Kaſ —

ſenführer zu führen berechtigt iſt ;

h) ob und evt . welche Sondervermögen die

Kaſſe zu verwalten hat ;
i) namentliche Aufzählung derjenigen Beila⸗

gen , welche ſtändig jedes Jahr dem Einnahme
und Ausgabebuch anzuſchließen ſind ;

k) ſonſtiges allgemein Wiſſenswertes der Kaſſe .
Die einmalige Anlage dieſes Beibuchs macht

wohl ziemlich Arbeit . Wenn es aber einmal im

Gebrauch iſt , macht es einem wirklich Freude . Je

länger aber die Anlage hinausgeſchoben wird , deſto

ſchwieriger wird es ſein , alles hineinzubringen ,
was hineingehört . Wenn das Buch wirklich voll⸗

ſtändig ſein ſoll , wird es ſodann nicht zu umgehen

ſein , daß bei der Anlage der 1. Januar 1914 ( als
der Tag , wo das 2. Buch der RVO . in Kraft ge⸗
treten iſt ) zu Grunde gelegt wird . Zu erwägen
dürfte zweifellos ſein , ob nicht für kleinere und

mittlere Kaſſenverhältniſſe ein gedrucktes Bei⸗

buch herausgegeben werden ſollte , wo dann die ein⸗

zelne Kaſſe nur noch an vorgeſehener Stelle ihre

ſpeziellen Verhältniſſe einzutragen notwendig hätte
was m. E. einmal allein ſchon eine Geſchäfts⸗

erleichterung wäre , zum andern vielleicht dieſe oder

jene Kaſſe eher dazu bewegen würde , möglichſt
bald die Anlage eines Beibuchs in Angriff zu
nehmen .

6 . Sonſtiges .
Pforzheim . Bei den Beratungen des Bürger⸗

zusſchuſſes wurde u. a. auch ein auf Anregung
aus Innungs⸗ und Handwerkerkreiſen eingebrach⸗
ter Antrag beſprochen , in welchem der Stadtrat er⸗

ſucht wurde , die Bemühungen wegen Hierherverle⸗

gung einer Garniſon on maßgebender Stelle ſofort
wieder aufzunehmen und mit allem Nachdruck zu

verfolgen . Oberbürger tkiſter Habermeht trat zu⸗
nächſt der Sage entgegen , als ſei er Schuld daran ,
daß Pforzheim keine Garniſon habe . Die Frage
ſpiele ſchon ſeit dem Jahre 1867 . Die letzten



nommen , um dieſem ſpäter wieder zugeführt zu

werden . Das im Jahre 1908 übernommene Gas —⸗

werk zeigt eine günſtige Entwickelung ; ſind doch

während dieſer Zeit dem Reſervefonds ν 98 500

zugeführt worden . Auch für das Jahr 1916 ſollen
dieſem Fonds weitere „ / 19 700 überwieſen wer —

Schritte ſeien erſt in der vergangenen Woche beim

Kriegsminiſterium in Berlin gemacht worden , dort

habe man aber eine Entſchoidung der Frage

hinausgeſchoben , da man abwarten müſſe bis

Friedensverhandlungen ſeien und Truppendisloka

tionen ſtattfänden . Uebrigens ſeien die Platz - und

Geldfrage nicht ſo leicht erledigt , da 50 Hektar un

entgeltlich für den Exerzierplatz , 2½ Hektar für

Schießſtände und 3½ Hektar für Bauplätze verlangt

worden ſeien . Wegen eines Truppenübungsplatzes

ſeien ſchon einmal Verhandlungen im Gang gewe

ſen ; der Platz hätte 35 Millionen Mark gekoſtet .

Weinheim . Der Wirtſchaftsabſchluß für 1915

war ein ſehr günſtiger ; hat doch die Stadttaſſe al

lein Einnahmeüberſchußß von rund

187000 abgeſchloſſen . Gegenüber den 1915er

Voranſchlagsſätzen beträgt die eigentliche Mehr —

Einnahme an Umlagen /ä 89 000 . Dieſe Mehr⸗

Cinnahme in Verbindung mit den , den vorſorgen —

den Maßnahmen des Gemeinderatts zu dankenden

bedeutenden Erſparniſſen , begründet den günſtigen

Wirtſchaftsabſchluß für 1915 . Die vorhandenen

Wirtſchaftsreſerven ermöglichten es , nicht nur den

ſeitherigen Umlagefuß von 40 Pfg . beizubehalten ,

ſondern auch den Umlageausgleichsfonds um rund

mit vinem

, 62 000 auf 100 000 %/ zu erhöhen . Außerdem

wurde der Betriebsfonds um weitere „ 20 000 auf

rund , 38 000 ( über 4 Prozent der laufenden

DAusgaben ) und der Dispoſitionsfonds um weitere

²47000 auf / 20 000 erhöht . Die Steuerwerte

und Einkommensſteuerſätze haben gegen das Vor⸗

den . Bei der Waſſerwerkskaſſe iſt die Bil⸗

dung eines Reſerverfonds von ν 19 500 bemer —

kenswert .

Durlach .

zirks werden

Bürgermeiſterämter unſeres Be —

Sammelſtellen für Maikäfer errich⸗

ten , an denen für die abgelieferten Käfer eine Ver⸗

gütung bezahlt wird . Diejenige Schulklaſſe , die

zuerſt die Ablieferung von 5 Zentnern durch bür⸗

germeiſteramtliche Beſcheinigung nachweiſt , erhält

vom Bezirksamt eine Prämie von 15 Mark .

Kirchhofen bei Staufen . Nachem in den hieſi⸗

gen Rebgeländen durch die Schulkinder ſchon über

180 000 Puppen des Heu - und Sauerwurms gefan⸗

gen worden waren , hat man jetzt mit dem Fangen

der Motte durch Klebfächer begonnen ; am 1. Tage

wurden weit über 10 000 Motten durch die Schul⸗

kinder abgefangen . Wie notwendig das Fangen

dieſcr Rebſchädlinge iſt , kann man jetzt ſchon ſehen ;

zu hunderten ſitzen die keinen Eierchen des Heu⸗

wurms an dem jungen Rebholz . Möchten doch alle

Rebgemeinden mit der energiſchen Bekämpfung be⸗

ginnen , damit man endlich mit dem größten Feind

der Reben aufräumen könnte .

Die

Die Kriegsmaßnahmen der bad . Forſtverwaltung .

jahr ( 1915 ) eine Vermehrung von / 20 170 000 Karlsruhe . In einer neuerdings erſchienenen

1 erfahren . Für 1916 betragen dieſelben rund Markeftleinen Schrift des Vorſitzenden Rats der Gr . Forſt⸗

201 443 000 gegen 181272 000 im Vorjahre , ſomitund Domänendirektion Oberforſtrats Gretſch wird

Vermehrung 10,01 Prozent . Seit Inkrafttreten [ein Ueberblick über die Kriegsmaßnahmen der ba⸗

UN des neuen Vermögensſteuergeſetzes 1908 — ha - ⸗diſchen Forſtverwaltung gegeben . Der Schrift iſt

IN ben die Vermögensſteuerwerte eine Zunahme zu entnehmen , daß 50 Proz . der badiſchen höheren

erfahren und zwar beim Liegenſchaftsvermögen [ Forſtbeamten im Felde ſtehen und 11 Beamte den

um 18,20 Prozent , beim Gewerbl . Betriebsvermö - ] Tod auf dem Felde der Ehre gefunden haben . Die

gen um 32,64 Prozent , beim Kapitalvermögen um [ Arbeiten im Intereſſe der wirtſchaftlichen Mobil⸗

1 20,35 Prozent . Das ſteuerbare Einkommen beträgteſmachung ſtanden auch bei der Forſtverwaltung im

für 1916 „/ 10201000 gegenüber „ 8 520 000 im [ Vordergrund . Die Gewinnung von Dürrgras und

Jahre 1908 . Unter Zugrundlegung des vorjähri⸗ Futtergras überſtieg in den Domänenwaldungen
gen Umlagefußes iſt eine Mehr - Einnahme an Um⸗

lagen von „/ 77 121 zu verzeichnen . Die Geſamt

ſumme der Ausgaben der Stadtkaſſe beziffert ſich

1916 auf / 969 120 , welche durch die ordentlichen

270 801 Deckung findet , wäh —

rend der Reſt mit / 698 310 durch Umlagen auf —

gebracht werden muß . Der Umlage⸗Ertrag für

1915 bezifferte ſich auf „ / 621 213 . Der Aufwand

er Stadtgemeinde an Unterſtützung für die Fami —

lien der Kriegsteilnehmer betrug für 1915 nach Ab —

Reichsbeihilfe

für Kriegszwecke verwen⸗

dem Grundſtock ent⸗

Einnahmen mit ſ /

4

der freiwilligen Gaben und

157 500 . Die

wurden

rund %.

deten Beträge

den früheren Jahresdurchſchnitt um 137 Proz .

Außerordentlich ergibig war im Jahre 1914 der

Eichelertrag . Trotzdem etwa 200 000 Zentner Ei⸗

cheln für Schweinefutter und für Bereitung von

Eichelkaffee nutzbar gemacht wurden , brachte das

Jahr 1915 gute Eichelaufſchläge . Der Eichenjung⸗

wachs dieſes Jahres verſpricht dauernden Erfolg .

Die größte Einwirkung des Krieges auf die Lage

des Holzmarktes ergab ſich für die Eichenſchälrinde .

Die verkaufte Menge betrug das löfache der ſeit⸗

herigen Nutzung . Der erzielte Reingewinn belief

ſich für alle Waldbeſitzer des Landes auf rund

900 000 Mark . Dem Heeresbedarf an Nadellang⸗



holz konnte in weitem Umfange entſprochen wer —

den . Für Papierholz ſtehen die Ausſichten bei der

heutigen Papierknappheit günſtig . Eine günſtige

Geſtaltung iſt auch für den Grubenholz⸗ , Schwellen⸗

holz - , namentlich aber den Brennholzmarkt zu er

warten , ſodaß die Forſtverwaltung den Abſatzmög⸗
lichkeiten auch weiterhin mit Vertrauen entgegen⸗

ſicht .

Wochenhilfe während des Krieges betr .

An das Großh . Bezirksamt W.

Die Friſt , für welche nach § Ziffer 4 der Bun —

desratsverordnung vom 3. Dezember 1914 ( eichs⸗

Geſetzblatt S. 492 ) und nach § 4 Ziffer 4 der Bun⸗

desratsverordnung vom 23 . April 1915 Reichs⸗
Geſetzblatt S . 230 ) den Wöchnerinnen ein Stillgeld

zu geben iſt , iſt im Anſchluß an die Begründung
der Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts vom

20 . September 1915 ( Amtl . Nachrichten des Reichs⸗

verſicherungsamts 757 ) ebenſo zu berechnen , wie

die Friſt für die Gewährung des Wochengeldes .
Der Tag der Niederkunft iſt ſomit in den zwölfwö —

chigen Zeitraum nicht einzurechnen und das Still —

geld im Höchſtfalle für 85 Tage zu gewähren .
( M. des J . vom 16 . 4. 16 Nr . 15 733. )

S

SD.

Die Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗

getretener Mannſchaften betr .

Wenn durch den Eintritt weiterer Familienan —

gehöriger in den Heeresdienſt die ſeither gewährte

Unterſtützung ſich als unzureichend erweiſt , ſo iſt die

Familienunterſtützung angemeſſen zu erhöhen . Es

iſt ſomit der Familie für den weiter Eingetretenen
nicht noch einmal die Mindeſtunterſtützung zu ge⸗

währen ; denn die Mindeſtſätze dürfen dem Reich
für die Familie nur einmal aufgerechnet wer⸗

den .

( Erl . Gr . M. d. J . vom 6. 5. 16 . Nr . 19011 )

D ie Kapitulanten gehören nicht zu den in den

Dienſt eingetretenen Mannſchaften im Sinne des

Reichsgeſetzes vom 28 . Februar 1888 / 4. Auguſt

1914 , die Unterſtützung von Familien in den

Dienſt eingetretener Mannſchaften betreffend , und

der Bundesratsverordnung gleichen Betreffs vom

21 . Januar 1916 ( Reichs⸗Geſetzblatt S . 55) . Es

beſteht deshalb auch keine Möglichkeit , dem uneheli⸗
chen Kind eines Kapitulanten die Famlienunter⸗

ſtützung zu gewähren .
Die Stellvertretende Militär - Intendantur des

14 . Armeekorps hat uns bei anderem Anlaß mit⸗

geteilt , daß auch der Militärverwaltung Mittel ir⸗

gend welcher Art zur Unterſtützung unehelicher
Kinder oder deren Mütter , wenn die Erzeuger zu

den Kapitulanten des Reichsheeres gehören , nicht
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zur Verfügung ſtehen . Auch haben die Militärbe⸗

hörden kein Recht , auf die Erzeuger zur Erfüllung
der materiellen Verpflichtungen einzuwirken . Dem

Vormund des Kindes müſſe aufgogeben werden , zu

ſpäterer Zeit die Dienſtprämie und das Beamten⸗

einkommen des Kapitulanten in Anſpruch zu neh —

men .

Hiernach und da nach §S 3 der Bundesratsver⸗

ordnung vom 23 . April 1915 ( Reichs⸗ - Geſetzblatt
S. 257 ) auch die Gewährung der Wochenhilfe aus⸗

geſchloſſen iſt , wird in Fällen der dortſeits erwähn⸗

ten Art nur erübrigen , die Hilfe der Armenbehörde

anzurufen .

Miniſterium d. J . vom 17 . 4. 16 Nr . 15 870 . )

Der Anſpruch auf Fortgewährung der Fami

lienunterſtützungen erliſcht nach Maßgabe des Ge —

ſetzes vom 30 . September 1915 eichsgeſetzblatt
Seite 629 ; nach drei Monaten , ſofern es ſich um

ſolche Bewilligungen handelt , die durch das Geſetz
vom 27 . Juni 1871 Geichs - Geſetzblatt Seite 275 )

vorgeſehen ſind . Maßgebend für dieſe Auslegung
iſt die Faſſung des § 10 Abſatz 5 des Familienunter

ſtützungsgeſetzes vom 28 . Februar 1888 vor dem

Inkrafttreten der Novelle vom 30 . September 1915 ,
inhalts deſſen die Familienunterſtützungen nur

fortfallen , inſoweit Bewilligungen auf Grund des

Geſetzes vom 27 . Juni 1871 gewährt werden .

Wenn in der Novelle die Bezugnahme auf dieſes

Geſetz durch eine ſolche auf das Militärhinterblie⸗
benen⸗Geſetz vom 17 . Mai 1907 erſetzt worden iſt ,
ſo beſtand nicht die Abſicht , hierdurch eine Rechts⸗
änderung herbeizuführen , die gegebenenfalls zu ei⸗

ner Schlechterſtellung der Reichsberechtigten führen
könnte .

Demgemäß bringt der Bezug von Kriegswitwen
bezw . Waiſengeld für den Empfänger derſelben

den Anſpruch auf Familienunterſtützung nach Maß⸗
gabe der Novelle vom 30 . September 1915 auch
dann zum Erlöſchen , wenn noch andere Angehörige ,
deren Heeresdienſt an ſich einen Unterſtützungsan⸗
ſpruch zu begründen vermöchte , im Heere ſtehen ,
da das Kriegswitwen - und Waiſengeld eine bereits

im Geſetze vom 27 . Juni 1871 vorgeſehene Be⸗

willigung darſtellt .

Kriegselterngeld und ſonſtige Bewilligungen ,
die das Geſetz vom 27. Juni 1871 nicht kennt , be⸗

rühren als ſolche das Recht auf den Fortbezug der

Familienunterſtützungen nicht . Sie bringen den

Anſpruch hierauf nur dann zum Erlöſchen , wenn ſie
hoch genug ſind , um die Bedürftigkeit zu beheben .

Die Familienunterſtützungen ſind nur gegen⸗
über denjenigen Bezugsberechtigten einzuſtellen ,
die ſelbſt Hinterbliebenenbezüge beziehen . An die

anderen Angehörigen des Gefallenen ( Stiefkinder ,
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Pflegetinder , uneheliche Kinder , Geſchwiſter , El⸗

tern uſw . ) ſind die Unterſtützungen bei fortdauern⸗
der Bedürftigkeit ſo lange weiter zu gewähven , bis

die Formation , welcher der Verſtorbene angehörte ,

auf den Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöſt

iſt .
Soweit etwa in einzelnen Fällen ſeither anders

verfahren wurde , wäre dies nachträglich zu berich⸗

tigen .
( Erl . Gr . M. d. J . vom 5, 5. 16 . Nr . 18 434 ) .

Die regelmäßige Nachprüſung der Dienſteinkom⸗

mensverhältniſſe der Fürſorgekaſſenmitglieder betr .

An Großh . Bezirksamt E.

Wir teilen die dortige Auffaſſung , daß bei Er

mittelung des Durchſchnittsbetrags der wandelba —

ren Bezüge , wie ſie anläßlich der Nachprüfung der

Dienſteinkommensverhältniſſe der Fürſorgekaſſen

mitglieder ſtattzufinden hat ( § 8 18 , 20 des Für —

ſorgegeſetzes ) die Intereſſen der zum Heere einbe —

rufenen Kaſſenmitglieder tunlichſt gewahrt werden

müſſen . Dies ſoll im Einverſtändnis mit Großh .

Miniſterium des Innern in der Weiſe geſchehen ,

daß für diejenigen Zeiten , in welchen das Kaſſen⸗

mitglied Kriegsdienſte geleiſtet und infolgedeſſen
wandelbare Betzüge nicht oder nur in beſchränktem

Maße gehabt hat , die Gebührenbeträge zu Grunde

gelegt werden , wie ſie tatſächlich erwach⸗

ſen und von der Gemeinde oder von dem mit dem

betreffenden Gemeindeamt betrauten Stellvertreter

vereinnahmt worden ſind . In den Fäl⸗

len , in denen die Feſtſtellung der hiernach in Be —

rechnung zu kommenden Gebühren auf erhebliche

Schwierigkeiten ſtoßen oder ſich als undurchführbar

erweiſen ſollte , müßte der anzurechnende Gebüh⸗

renbetrag unter Anhörung der Beteiligten im

Wege wohlwollender Schätzung ermittelt werden .

( Erlaß Gr . Verwaltungshof vom 4. 2. 16

1611 )

Die regelmäßige Nachprüfung der Dienſteinkom⸗

mensverhältniſſe der Fürſorgekaſſenmitglieder betr .

Wegen Feſtſtellung des Einkommensonſchlags
des Ratſchreibers Fahr von Gottmadingen verwei —

ſen wir auf unſere für Fälle dieſer Art ergangene

lauf . Mts . Nr . 1611 .

Auch für diejenigen Mitglieder der Fürſorgekaſſe ,
die nicht Ratſchreiber ſind , erſcheint es nicht an⸗

gängig , die Neufeſtſetzung des Einkommensanſchlags

bis nach dem Krioge zu verſchieben , da inzwiſchen
viele Neufeſtſetzungen unter Berückſichtigung

der dermaligen Verhältniſſe für beide Arten von

Mitgliedern ſtattgefunden haben , und da ſich wohl

hprüfung der Dienſteinkommensver —

Fürſorgekaſſenmitglieder in den er⸗

allgemeine Verfügung vom 4.

Naauch bei

hältniſſe der

ſten Jahren nach dem Kriege die Kriegs⸗

jahre bemerklich machen werden .

Da nichts im Wege ſteht , al le Mitglieder der

Fürſorgekaſſe , welche Kriegsteilnehmer ſind , nach

Maßgabe unſeres allgemeinen Erlaſſes vom 4. d.

Mts . Nr . 1611 bei Nachprüfung ihrer Einkommens⸗

verhältniſſe zu behandeln , iſt zu Weiterem ein An⸗

laß nicht gegeben .
( Erl . Gr . Verwaltungshofs vom 22 . Februar 16

Nr . 2338

Das ſtarke Auftreten des Maikäfers

bildet eine ernſtliche Gefahr für die Feld - , Wald

und Gartenkulturen . Das Bürgermeiſteramt Karls⸗

ruhe richtet deshalb insbeſondere an die Schulju -

gend die Aufforderung , unverzüglich die Käfer zu

ſammeln und gegen ein Entgelt von 10 Pfg . für

etwa ein Kilo , Maikäfer abzuliefern . Es darf nur

im Walde geſammelt werden . Die Entfernung der

Käfer von Obſtbäumen iſt Sache der Eigentümer
und für Unbefugte verboten . Da die Maikäfer für

die Geflügel - und Schweinemaſt von großem Wert

ſind , iſt das Einſammeln in der gegenwärtigen

Zeit eine vaterländiſche Pflicht .

Beim Maikäferſammeln herrſcht unter der Ju⸗

gend die Unſitte , an die ſtarken Baumſtämme , die

ſich nicht mehr ſchütteln laſſen , mit den Schuhen zu

treten , um die Bäume zu erſchüttern , damit die

Käfer herabfallen . Für den Baum iſt dieſe Art des

Maitäferfanges außerordentlich ſchädlich . An jeder

Stelle , an der mit den Schuhen gegen den Baum

getreten wird , löſt ſich die Rinde , da der Baum

gegenwärtig im Safte iſt , von der Unterlage los

und ſtirbt im Laufe des Sommers ab . Wieder —

holt ſich dieſe Mißhandlung mehrere Jahre hin⸗

durch , ſo muß der Baum abſterben , weil die Nah⸗

rungszufuhr gehemt iſt . Elternhaus , wie die Schule
ſollen die Jugend auf das ſchädliche dieſer Art des

Maikäferfanges aufmarkſam machen .

Zur Weſpenplage . Das Wegfangen der Weſ⸗

penweibchen im April und Mai — in den erſten

Tagen des Juni erſcheinen die geſchlechtsloſen Ar⸗

beitsweſpen — hat ſich in der Praxis gut bewährt .
Der Einſender dieſes , ein Lehrer auf dem Lande ,
hält ſeine Schüler jedes Frühjahr an , die Weſpen

und Horniſſen einzufangen und gegen Belohnung
( Griffel oder Schreibfedern für je 2 und mehr Stüch

abzuliefern , was ſtets mit Eifer geſchieht , und bis

letzten Mai auch durchgeführt wird . Der

Lehrer führt Buch darüber , und nach ſeinen Auf⸗

zeichnungen ſind durchſchnittlich im Jahr für rund

600 Weſpen und 30 Horniſſen Belohnungen abgege⸗

ben worden . Die geringe Ausgabe der Gemeinde

zum



für dieſen Zweck hat ſich ſtets gelohnt . Denn von

einer Weſpenplage auf der Gemarkung dieſer Ort⸗

ſchaft im Sommer merkt man nichts , wenn auch

ringsum dieſes Ungeziefer noch ſo ſtark auftritt .

Neue Fünf⸗ und Zehnpfennigſtücke aus Eiſen .
Der Bundesrat hat mit Rückſicht auf den ſtarken
Kleingeldbodarf des Verkehrs in der Sitzung vom

11. Mai eine Verordnung erlaſſen , nach der der

Reichskanzler ermächtigt iſt , außerhalb der in § 8

des Müngzgeſetzes vom 1. Juni 1909 ( Reichsgeſbl . S .

507 ) über die Ausprägung von Nickel - und Kupfer⸗
münzen beſtimmten Grenze weitere Fünf⸗ und

Zehnpfennigſtücke aus Eiſen bis zur Höhe von fünf
Millionen Mark herſtellen zu laſſen .

Die Kriegsgewinnſteuer in der Praxis .

( Veiſpicle zu dem neuen Steuergeſetz - Entwurf . )
Dr . Hans Lieske , Leipzig .

Der Entwurf des Kriegsgewinnſteuergeſetzes
liegt nun vor und der Reichstag ſoll in den nächſten
Tagen zu ihm Stellung nehmen . Er bringt man⸗

chem eine Ueberraſchung . Denn die Kriegsgewinn⸗
ſteuer iſt zu einer Steuer des Vermögenszuwachſes
während des Krieges überhaupt geworden . Es

kommt nicht darauf an , ob die Mehrung , die je⸗
mand während des Krieges an ſeinem Vermögen
erfuhr , gerade auf den Krieg zurückzuführen iſt . Je
der , der überhaupt während des Krieges , in dem

viele wirtſchaftlich kaum durchzuhalten vermögen ,
ſein Kapital vergrößern konnte , der ſoll einen Teil

ſeines Gewinnſtes dem Vaterlande darbringen .
Wer in der Zeit vom 1. Januar 1914 bis 31 .

Dezember 1916 ſein Vermögen vermehrt hat , iſt

verpflichtet , von dieſem Vermögenszuwachs eine

Abgabe an das Reich zu entrichten . Kleine Vermö —

gensmehrungen ſollen allerdings frei bleiben . Wer

in den drei Jahren zuſammen nur 3000 / oder

weniger ſeinem Vermögen zuführen konnte , iſt

nicht ſteuerpflichtig . Hat jemand am 31 . Dezember
1916 lediglich ein Vermögen von 6000 / oder

von weniger , ſo braucht er ebenfalls keine Steuer

zu entrichten ; dabei iſt es gleichgültig , ob er etwa

in der Zeit vom 1. Januar 1914 bis 31 . Dezem⸗
ber 1916 mehr als 3000 %/ Vermögenszuwachs er —

worben hat . Tenn Vermögen , die nicht größer als

6000 / ſind , ſind überhaupt ſteuerfrei .
Nehmen wir an , ich habe am 31 . Dezember

1913 ein Vermögen von 1500 „ / . In der Zeit vom

1. Januar 1914 bis 31 . Dezember 1916 vermehre

ich es um weitere 4500 J . Ich brauche hier keine

Kriegsgewinnſteuer zu zahlen , weil mein geſamtes

Vermögen nur 6000 / beträgt .

Habe ich z. B. am 31 . Dezember 1913 ein Ver⸗

mögen von 5000 / gehabt und mir während des
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Krieges weitere 3000 / erworben , ſo bin ich eben —

falls nicht ſteuerpflichtig , weil der Vermögenszu
wachs nur 3000 / beträgt . Habe ich mir dagegen

zu meinem Vermögen von 5000 % während des

Krieges weitere 10000 „ / zurückgelegt , ſo muß ich

aus den 10000 % Rdie Kriegsgewinnſteuer zahlen .
Wieviel beträgt nun dieſe Steuer ? be⸗

trägt für die erſten 20000 / des Vermögenszu
wachſos 5 Prozent , für die nächſten 30 000 %/ 6

Prozent uſw . Sie beläuft ſich alſo zum Beiſpiel

bei einem Vermögenszuwachs von 25000 /ö auf

5 Prozent von 20 000 / und 6 Prozent von 5000

A, alſo zuſammen auf 1 300 / . Die Staffelung
wird immer beträchtlicher , je größer der Vermö⸗

genszuwachs iſt . Bei einem Vermögenszuwachs
von 1000 000 / würde z. B. die Steuer betva⸗

gen : 5 Prozent von 20 000 /% und 6 Prozent von
30 000 / und 8 Prozent von 50000 / und 10

Prozent von 100 000 % und 15 Prozent von
300 000 / und 20 Prozent von 500 000 / , zuſam⸗
men 161 800 Der Millionär müßte alſo einen

ganz erklecklichen Betrag opfern .

Jüngſt regte jemand die Frage an , ob er un
ter die geplante Kriogsgewinnſteuer fallen werde ,
da er in einer abgekürzten Lebensverſicherung ge —
weſen ſei und vor einem Jahr 25 000 / Kapital

ausbezahlt bekommen habe . Dieſer Vermögenszu —
wachs habe doch nicht das Entfernteſte mit dem

Kriege zu tun , ſondern beruhe auf jahrzehntelanger
Sparſamteit , die es ihm ermöglicht habe , ſeine Prä⸗
mien zu zahlen . Man konnte dem Frageſteller die

Verſicherung geben , daß der Geſetzentwurf für

ſolche Fälle eine Ausnahme zuläßt . Wer in den

Jahren 1914 bis 1916 aus einer Verſicherung ein

Kapital ausbezahlt bekam , fällt nicht unter das

Kriegsgewinnſteuergeſetz . Ebenſowenig fällt der

Vermögenszuwachs darunter , der uns durch eine

Erbſchaft entſteht . Wenn wir z. B. von einem On⸗

kel im Jahre 1915 hunderttauſend Mark geerbt ha⸗
ben, ſo brauchen wir von dieſer Summe keine

Kriegsgewinnſteuer zu zahlen . Hätte allerdings
dieſer Onkel ſelbſt noch während des Krieges ſein

Kapital von 90 000 „ auf 100 000 / vermehrt ,
ſo müßten wir von den 10 000 %/ die Steuer ent⸗

richten .

Nach allgemeinen ſteuerrechtlichen Grundſätzen
würden Gegenſtände aus Edelmetall , Perlen , Edel⸗

ſteine , Kunſt⸗ und Luxusſachen nicht als Vermögen
gelten . Hat alſo etwa Herr X in den letzten Jahren
1914 1916 ſein Vermögen um 300 000 „ ver⸗

größert , ſo könnte er , nachdem die neue Steuer am
Himmel erſchienen iſt , auf einmal ſeine Vorliebe

für wertvolle Gemälde entdecken und für die

300 000 / ſich einige alte Meiſter anſchaffen , um

auf dieſe Art den Maſchen des Kriegsgewinnſteuer⸗

Sie
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geſetzes zu entſchlüpfen . Er hätte aber die Rechnung

ohne das Reichsſchatzamt gemacht . Im Geſetz iſt ei⸗

gens vorgeſehen , daß auch das in Edelſteinen ,

Perlen und Kunſtgegenſtänden angelegte Vermögen

als Vermögenszuwachs gilt . Nur wenn der ein⸗

zelne Gegenſtand um weniger als 1000 ò / ange —

ſchafft wurde , ſoll er nicht zum Vermögen zählen .

Gegen dieſe Beſtimmungen iſt allerdings eine

ſtarte Bewegung aus Künſtlerkreiſen im Gange ,

die von dieſen Vorſchriften eine Abnahme der Luſt

zum Ankauf von Kunſtgegenſtänden befürchten .

Eine Beſonderheit enthält der Entwurf inſo⸗

fern , als neben dem Vermögenszuwachs auch die

Einkommensmehrung während des Krieges einen

Maßſtab für die Höhe der Kriegsgewinnſteuer bil⸗

det . Wer in der Kriegszeit beſſere Verdienſtmög⸗

lichkeiten gehabt hat als im Frieden , ſoll auch feſter

an den Steuerwagen geſpannt werden . Derjenige ,

der im Kriege gleichviel verdient hat wie im Frie

den und nur durch größere Sparſamkeit ſein Ver

mögen hat vermehren können , iſt nicht ſo ſtark zur

Steuer heranzuziehen , wie einer , der vielleicht als

Beſitzer einer Munitionsfabrik ſein Einkommen

während des Krieges vervielfacht hat . Demgemäß

iſt in dem Entwurfe vorgeſehen , daß das doppelte

der oben angegebenen Sätze für den Vermögenszu —

wachs zu erheben iſt , der dem Mehreinkommen ent⸗

ſpricht . Hierdurch nähert ſich das Kriegsgewinn⸗

ſteuergeſetz wieder mehr der populären alten For⸗

derung nach einem unmittelbar auf den Krieg zu⸗

rückzuführenden Gewinn .

Hat alſo z. B. der , der ſich während des Krie⸗

ges ein Vermögen von einer Million erwerben

konnte , auch eine Einkommensmehrung gegen⸗

über dem Frieden von einer Million gehabt , ſo ver⸗

mehrt ſich ſeine Steuer von 161 800 , auf das

doppelte , ſodaß er 323 600 %¼ Kriegsgewinnſteuer

zahlen muß .

Die franzöſiſche Beamtenſchaft hat im Krieg teil⸗

weiſe verſagt .

An anderer Stelle iſt ſchon oft darauf hinge⸗

wieſen worden , daß die deutſche Beamtenſchaft ne⸗

ben dem Heere einen weſentlichen Anteil an den

bisherigen Erfolgen des Krieges hat . Wie es auf die⸗

ſem Gebiet bei unſeren Feinden ſteht , mögen fol⸗

gende Zeilen beweiſen :

„ Schwere Anklagen gegen die franzöſiſchen

Beamten “ .

Zu dem Bericht Jeanneneys im Senat über

die Kriegsverwaltung ſchreibt die Zeitung „ La Ba⸗

taille “ :

„ Das Dokument Jeanneneys ſtellt von neuem

eine ſchwere Anklage gegen die Willkürherrſchaft

unſerer Verwaltung dar . Die Enthüllung iſt ſicher⸗

lich nicht neu , da wir ja ſchon in Friedenszeiten

und beſonders ſeit Ausbruch des Krieges unter dem

Bürokratismus , der Anwendung und dem Miß⸗

brauch der unhaltbaren und tief betrübenden admi⸗

niſtrativen Methoden gelitten haben . So haben

Miniſter öffentlich die Unvollkommenheit und Irr⸗
tümer der Verwaltungen anerkennen müſſen . Oef

fentliche Erörterungen ſeitens der Kammer haben

all dieſe jämmerlichen Folgen der bürokratiſchen

Irrtümer bloßgeſtellt . Seit Ausbruch des Krieges

hat man nicht aufgehört , ſie von allen Seiten auf⸗

zudecken , und trotzdem iſt es nicht beſſer geworden .

Keine Verbeſſerung , keine Vereinfachung iſt in der

Tätigteit dieſer ſchweren Maſchine eingetreten . Die

Kriegsverwaltung verfügt nicht über jenen kom⸗

merziellen Sinn , der unbedingt notwendig iſt , noch

über Entſchlußfähigkeit . Unnütze Schreibereien ſind

wie nie zuvor die hauptſächlichſte Beſchäftigung

von dem höchſten bis zum kleinſten Beamten hinab .

Man hat keine Ahnung , in welch ungeheurer Weiſe

die Beamten ihre Zeit verſchwenden , anſtatt ihr

wichtiges Amt auszufüllen . Es grenzt geradezu an

das Fabelhafte , was alles in den Büros im In⸗

nern des Landes vor ſich geht .

Dieſe Feſtſtellung war ſchon ſchmerzhaft , um

ſo peinlicher müſſen die Enthüllungen Jeanneneys

berühren , der ſagt , daß ſich dieſes Uebel in gerade —

zu kataſtrophaler Weiſe verſchlimmert hat . Man

hatte ſo Unterſekretariate für das Kriegsminiſte⸗

rium geſchaffen , um die einheitliche Verwaltung

aufzuheben . Man hat mit dieſer Maßnahme gerade

das Gegenteil erreicht . Zwiſchen der Zentraladmi⸗

niſtration und dieſen neuen Unterſekretariaten

herrſcht ein unaufhörlicher Austauſch von unnützen

Schreibereien , eine Flut ſchwebender Sachen , eine

außerordentliche Maſſe von unerledigten Akten .

Der Berichterſtatter hebt in ſeinem Bericht insbe⸗

ſondere auch die Verworrenheit , die zwiſchen dem

Kommando und der Adminiſtration herrſcht , dos

wüſte Gemiſch von Vorrechten , die in jeder Weiſe

nur ſchaden können , hervor . Das Geſamtergebnis

des Berichts iſt die Zuſammenhangloſigkeit und die

Unvollkommenheit im ganzen Bürokratismus .

Selbſt in höchſter Not kann man keine Perſönlich⸗

keit finden , die den Mut zur Verantwortung hätte ;

in den Büros ſitzen Reihen von Schreibern , die

ihre Zeit vertrödeln . Wenn eine Sache ſehr eilig

iſt und eine Verſpätung von einer Stunde vielleicht

den Tod von tauſenden von Menſchen und unzäh⸗

lige andere Opfer fordert , ſo hat man es mit Leu⸗

ten zu tun , die lange nachdenken , prüfen , berat⸗

ſchlagen und in den Büchern und Vorſchriften
wühlen . Und wenn man mit noch ſo gutgemeinten

Vorſchlägen kommt , ſo begegnet man bei den Be⸗

amten nur Mißtrauen , Geringſchätzung , Verzagt⸗

heit .
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An der Front ſelbſt iſt dies alles recht wohl be

kannt . Die Soldaten machen ſich zwar über die

Zuſtände luſtig , aber unter ihrem Lächeln verbirgt

ſich unbändiger Zorn , ſchwere Anklage . Sie ſind

überzeugt , daß , wenn der Bürokratismus nicht ei⸗

nen ſo unheilvollen Einfluß auf die militäriſchen

Operationen ausüben würde , wir die Feinde ſicher

ſchlagen würden . Es iſt daher gebieteriſche Not⸗

wendigkeit , daß man endlich mit dem unheilvollen

Syſtem unſeres Bürokratismus , der den edelſten

Anſtrengungen entgegenarbeitet und ſie vernichtet ,
aufräumt . Vor den Notwendigkeiten der Handlung

muß entweder alles biegen oder brechen . “

Ruſſiſche Beamtenehrlichkeit .

( Ein peinlicher Bericht über Kaſſenkontrolleure . )

Daß es um die Ehrlichkeit in Rußland übel be

ſtellt iſt , wiſſen wir nicht erſt ſeit heute . Und es

darf wohl ohne Uebertreibung die Behauptung

aufgeſtellt werden , daß in keinem Lande der Welt

ſo viel und ausgiebig geſtohlen wird , wie im Lande

des Zaren . Dabei iſt die Zahl der aufgedeckten Ver⸗

brechen winzig gegenüber der Maſſe derjenigen

Vergehen , die für alle Zeiten unaufgedeckt und un⸗

gefühnt bleiben , ſei es , waͤil die Behörden bei der

ifſpürung von Verbrechen , ſofern ſie nicht poli —

tiſcher Natur ſind , zumeiſt verſagen , ſei es , weil die

ruſſiſche Polizei , was gegenüber lohnenderen Ob⸗

jetten recht oft der Fall iſt , bei der Ausübung von

Verbrechen ſelbſt ihre Hand im Spiele hat . Wo das

nicht zutrifft , kann man mit ziemlicher Beſtimmt⸗

heit annehmen , an der Nichtauf⸗

deckung eines Verbrechens ein Intereſſe hatte . Die

Zaubermacht des Rubels iſt im Lande des Zaren

weit größer , als ſich der Oſteuropäer vorzuſtellen

vermag .

Dieſer geheimnisvollen Macht des Geldes un —

daß die Polizei

terliegt in Rußland alles , von oben bis unten .

Und je weiter man in die höheren Kreiſe dringt ,

deſto größer iſt die Verſuchung , ſich in unredlicher

Weiſe auf Koſten eines Dritten oder der Allgemein⸗

heit , zu bereichern , und deſto geringer der Wider —⸗

ſtand dieſer Verſuchung gegenüber . Was ſo im

Jahres in Rußland auf geheimnisvolle

Art verſchwindet , davon macht ſich

wohl niemand auch nur einigermaßen zutreffend

Vorſtellung . Der gegenwärtige Krieg mit ſeinen

anormalen Verhältniſſen leiſtet dieſer Erſcheinung

kräftigen Vorſchub . Und wenn einſt die Statiſtik

der ruſſiſchen Kriegsaufwendungen aufgemacht
en ſollte , ſo wird das Kapitel der Diebſtähle

und Unterſchlagungen darin eine hervorragende

Rolle ſpielen .

wer

Wenn man nun auch bei unſeren öſtlichen Fein⸗

den über dieſe Zuſtände möglichſt wanig in die Oef⸗

73

fentlichkeit zu bringen bemüht iſt — ganz ver

ſchweigen laſſen ſie ſich nicht . Zumal nicht in Fäl⸗

len , wo Rechnung gelegt und über etwa vorhan⸗

dene Defizits Aufklärung gegeben werden muß .

Das trifft z. B. auf die in Rußland beſtehenden öf⸗

fentlichen Kaſſen des Staates zu , deren Einrichtung
der Kontrolle des Reichskontrolleurs unterſteht .

Dieſer hat in einem alljährlich herauszugebenden

Bericht über das Ergebnis der Prüfungen jener

Kaſſen Aufſchluß zu geben . Soeben iſt , wie wir

dem Rjetſch entnehmen , der Bericht des Reichskon

trolleurs für 1914 erſchienen . Er enthält höchſt

erbauliche Angaben . Insgeſamt wurden im Be —

richtsjahre 3005 Kaſſen revidiert . In nicht weniger

als 582 Fällen wurden falſche Buchungen feſtge⸗

ſtellt , durch welche der ruſſiſche Staatsſchatz um

189 747 Rubel geſchädigt wurde . 198 000 Rubel ,

die ſich auf 582 Fälle verteilen : Das beweiſt , daß

mit falſchen Buchungen doch im Grunde wenig

Geld zu verdienen iſt . Dafür hat man allerdings

den Vorteil , daß falſche Buchungen nicht ſo leicht

entdeckt werden . Lohnender , aber natürlich riskan⸗

ter , ſind die Unterſchlagungen baren Geldes . Sie

wurden einwandfrei in 807 Fällen feſtgeſtellt und

brachten denen , die ſie verübten , bereits 1 199 935

Rubel . Noch zahlreicher und auch lohnender ſind

die Vergehen , die ſich an dem Eigentum des Staa⸗

tes durch Raub , Diebſtahl und Feuer vergriffen ,

wobei hingeſtellt bleiben mag , ob nicht das Feuer

dazu dienen mußte , den Raub und den Diebſtahl

zu verdecken . Hier beläuft ſich die Zahl der bei den

Reviſionen aufgedecktenFälle auf 1170 , die Höhe

der dem Staate erwachſenen Veruſte auf 1771 527

Rubel .

Faßt man die obigen Ziffern zuſammen , ſo

findet man , daß in 2559 Fällen bei Staatskaſſen

ſchwere Unregelmäßigkeiten feſtgeſtellt wurden . Da

die Zahl der kontrollierten Kaſſen insgeſamt 3005

betrug , ſo ergibt ſich ein Prozentſatz der Unehrlich⸗

keit von über 80 ! Für die ruſſiſche Moral iſt dieſer
amtliche Bericht des Reichskontrolleurs ein beſchä⸗

mendes Dokument .

Betr . Vorſorge für die Ernährung der ſtädtiſchen

Bevölkerung im kommenden Erntejahr

hat der Vorſtand des Deutſchen Städtetages nach

ſtehende Eingabe
richtet :

an den Herrn Reichskanzler ge

„ Bisher ſind alle Maßregeln des Reiches , welche

auf die Sicherung , ſparſame Verwendung und ge —

rechte Verteilung unſeres Vorrates an Lebensmit⸗

teln abzielten , im Laufe des Erntejahres unter dem

Drange augenblicklicher Ereigniſſe und Erwägun⸗

gen erlaſſen worden . Wir ſehen an dieſer Stelle

davon ab , dieſe Maßnahmen einer näheren Erör⸗



terung zu unterziehen . Nach den mit ihnen ge⸗

machten Erfahrungen iſt es aber jetzt zur Vorberei⸗

tung eines etwaigen dritten Kriegserntejahres

dringend erforderlich , für die wichtigſten Nahs⸗

rungsmittel von vornherein ein Programm feſtzu —

legen , welches ſich auf dieſes ganze Ernte —

jahr erſtreckt und mit feſtem Willen durchgeführt
wird . Wir erlauben uns auf das lebhafteſte zu be —

fürworten , daß ſchon die allernächſte Zeit , die Mo⸗

nate des Frühlings und Frühſommers , zur Aus —

arbcitung eines ſolchen Programmes benutzt wer⸗

den , und werden es mit beſonderem Danke begrü —

ßen , wenn wir zur Mitarbeit hieran ſobald als

tunlich herangezogen werden .

Bei den folgenden Einzeldarlegungen unſerer

Wünſche beſchränken wir uns auf die wichtigſten

Nahrungsmittel , obwohl es noch andere Nahrungs —
mittel gibt , die der Natur der Sache nach einer zen⸗

tralen Beeinfluſſung unterworfen werden müſſen .

Im allgemeinen glauben wir , daß die Sicherſtel —

lung der Nahrungsmittel je wirkungsvoller ſein

wird , je mehr ſie ſich auf die hauptſächlichſten Nah —

rungsmittel beſchränkt . Der Erfolg ſolcher Maß⸗

regeln aber muß ſein , daß Stadt und Land —

gleichmäßig bedacht werden . Denn die

Entwicklung der letzten Zeit hat in der ſtädtiſchen

Bevölkerung das Bewußtſein wach gerufen , daß ſie

bei der Verſorgung mit den wichtigſten Lebensmit⸗

teln vielfach der ländlichen Bevölkerung nicht völ⸗

lig gleich ſteht . Deshalb iſt die Frage gerechter

Verteilung für die ſtädtiſche Bevölkerung von glei

cher Wichtigkeit wie die Vorratsfrage und die

Preisfrage .

Dieſen Geſichtspunkt erachten wir auch hin —

ſichtlich der Brot - und Mehlverſorgung

für entſcheidend , obwohl auf dieſem Gebiet die

Technik der Organiſation ſicherlich am erfolgreich —

ſten entwickelt iſt . Wir halten es für notwendig ,

daß die der ſtädtiſchen Bevölkerung zugeteilte Brot —

menge ſo hoch wie irgend möglich bemeſſen wird ,

ſelbſtverſtändlich unter Vermeidung jeder in ihrer

Durchführbarkeit nicht völlig geſicherten Entſchei —

dung . Deshalb erſcheint uns eine Nachprüfung an⸗

gezeigt , ob die Grundſätze für die Selbſtverſorgung ,

Selbſtlieferung und ländliche Selbſtwirtſchaft nicht

einer Abänderung bedürfen .

Hinſichtlich der Kartoffeln , noben

dem Brot die Grundlage der Volksernährung bil —

den und deren Kopfmenge mithin ebenfalls nicht

gering ſein darf , ſind wir der Meinung , daß die

Sorgen und Unmöglichkeiten dieſes Kriegsjahrs
und Winters ſich nicht wiederholen dürfen . Hier
vor allem anderen iſt — wohl in Weiterentwick⸗

lung einiger Grundgedanken der Bundesratsver⸗

ordnung vom 7. Februar 1916 eine ganz feſte

die
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Regelung nötig , welche alsbald mit Beginn des

Herbſtes in Kraft tritt , die volle Verſorgung für

die Wintermonate gewährleiſtet und dann vom

Mai ab den nach dem Ernteausfall verſchiedenen

Möglichkeiten Rechnung trägt .

Für ſehr bedeutungsvoll halten wir weiter

eine Erfaſſung der Zuckerbeſtände , die den

deutſchen Zuckerreichtum ſachgemäß während des

ganzen Jahres ſeinen einzelnen Verwendungs

zwecken zuführt .

Auch die Fleiſchverſorgung der Be⸗

völkerung wird von der bevorſtehenden Ernte abhän —

gen , da nur diejenigen Erträgniſſe als Viehfutter

zur Verfügung geſtellt werden dürfen , die für die

unmittelbare menſchliche Ernährung nicht erfor

derlich ſind . Aber auch hier bedarf es eines ein —

heitlichen Wirtſchaftsplanes vom Herbſt an , wo

fern nicht die Intereſſen der Städte auf das

Schwerſte benachteiligt werden ſollen . Die Erfah —

rung der letzten Monate hat gezeigt , daß der Auf

trieb auf den ſtädtiſchen Märkten um eine viel grö —

ßere Verhältniszahl abgeſunken iſt , als der Ver —

minderung unſerer Viehſtapel entſpricht . Die in

der Bundesratsvorordnung über Fleiſchverſorgung
vom 27 . März 1916 enthaltene Anordnung , daß

Hausſchlachtungen und Notſchlachtungen auf das

Schlachtungskontingent der einzelnen Gemeinde

anzurechnen ſind , würde , wenn ſie bereits im

Herbſt beſtanden hätte , ſicherlich ſehr weſentlich zu

einer gerechten Verteilung des verfügbaren Flei —

ſches beigetragen haben , während jetzt die Haus —

ſchlachtungen im weſentlichen abgeſchloſſen ſind .

Allgemein bitten wir im Intereſſe der hinreichen
den Ernährung der ſtädtiſchen Bevölkerung mit

Fleiſch , die Frage der Erhaltung der Viehbeſtände
auf der jetzigen Höhe nicht zum allsinigen Aus⸗

gangspunkt der Entſchließungen zu machen , trotz

der letzten Endes unter dem Geſichtspunkt der Vor —

ratswirtſchaft hier wie überall beſtehenden Inte

reſſengemeinſchaft von Stadt und Land . Von be⸗

ſonderer Bedeutung für die ſtädtiſche Bevölkerung

iſt die Erhaltung der Milchkühe . Wir hegen über⸗

haupt die Hoffnung , daß an die Regelung der

Fleiſchverſorgung ſich eine wirkliche Roͤgelung auch

der Butter⸗ und Milchverſorgung an

ſchließen wird . Bei der Butter iſt der jetzige Zu⸗

ſtand , wonach in weiten ländlichen Kreiſen keiner⸗

lei Mangel herrſcht , in den Städten aber vielfach

ernſte Not beſteht , in hohem Maße unbefriedigend .

Völlig im ungewiſſen ſteht zur Zeit noch die

Gemüſeverſorgung . Obgleich wir der An⸗

ſicht ſind , daß ſie ſich nur in beſchränktem Umfang

zu einer zentralen Behandlung eignet , ſo iſt doch
der jetzige Zuſtand nicht geeignet , ein ſicheres Zu⸗
kunftsbild zu gewinnen , beſonders auch nicht über



die offenbar ſo wichtige
müfſe .

Auch dem, Ausland gegenüber wird es unſeres

Erachtens von ſegensreichſter Wirkung ſein , wenn

recht bald unſere Volksernährung für das

nächſte und die kommenden Erntejahre in einer

Weiſe ſichergeſtellt wird , die die Feinde jeder Hoff —

nung auf innere Schwierigkeiten des deutſchen Rei⸗

ches beraubt . “

Herſtellung von Dörrge

Haftung der Gemeinden für den durch ihre
Beamten verurſachten Schaden .

Der Kläger benutzte bei einem Wege zu der in

dem Rathauſe zu X. befindlichen Polizeiwache einen

Uebergang , an deſſen Eingangstür ein Schild mit

der Aufſchrift : „ Nach der Polizeiwache “ angebracht
war . In der Mitte dieſes Durchgangs waren zwei
eiſern « Schwingungsdämpfer , die zu einer für die

ſtädtiſche Straßenbeleuchtung erforderlichen Quft⸗

kompreſſoranlage gehörten , dergeſtalt aufgeſtellt ,
daß ſie in den dem Verkehr dienenden Raum des

Durchgangs hineinragten . Der Kläger ſtürzte inCL

dem dunklen Gange über die Schwingungsdämpfer
kam zu Falle . Er nahm wegen des ihm durch

Sturz entſtandenen Schadens Stadtge
meinde in Anſpruch . Seiner Klage wurde ſtattgege —
ben . Das Oberlandesgericht führte dazu aus , der

Uebergang ſei durch die an ſeiner Eingangstür an

gebrachte Aufſchrift als ein dem öffentlichen Ver

kehr im Rathauſe dienender Raum bezeichnet und

auch vom Publikum entſprechend benutzt

Er habe deshalb ſo beſchaffen ſein müſſen , daß für

die Sicherheit der Paſſanten nach Möglichkeit Vor

ſorge getroffen war . Dazu hätte , da die Schwing —

ungsdämpfer in den Gang weit hineinragten , zum

mindeſten die ſtändige Beleuchtung dieſer gefährli
chen Stelle gehört . ſchuldhafte Unterlaſ

ſung der Beleuchtung ſei in erſter Linie der Direk —

tor der ſtädtiſchen Gas - und Elektrizitätswerke ver

antwortlich , der den Umbau der Luftkompreſſor —

anlage zu leiten hätte . Dieſer aber ſei bei der ver

hältnismäßigen Selbſtändigkeit einer Stellung der

von ihm bekleideten Art , der Wichtigkeit und dem

Umfange ihm zugewieſenen Geſchäftsbereichs

als verfaſſungsmäßig berufener Vortreter der ver⸗

und

den die

worden .

Für die

des

klagten Stadtgemeinde anzuſehen . Für das Ver⸗

ſchulden von Beamten in ſo hervorgehobener Stel —

g, die oft derjenigen eines beſoldeten Stadtrates

nichts nachgebe , müſſe die Haftung der Gemeinden

anerkannt werden , ſolle ſie nicht angeſichts der im⸗

mer weitſer fortſchreitenden Spezialiſierung der

kommunalen Tätigkeitsgebiete und ihrer Stellenbe⸗

ſetzung durch nicht dem Ratskollegium angehörende

Mitglieder auf ein unerwünſchtes Maß herabge⸗‚
Habe der Beamte die Arbeiten im

lung

drückt werden .

Rathauſe vornehmen können , ſo ſei er auch in allen

damit zuſammenhängenden Anordnungen als der

verfaſſungsmäßige Vertreter der Stadtgemeinde an

zuſehen . Habe er aber inſoweit unter der Oberlei —

tung des Stadtrates oder eines einzelnen ſeiner

Mitglieder geſtanden , ſo habe ſich die Oberleitung

nicht genügend um die Einzelheiten getümmert und

das zur Sicherung des Publikums Erforderliche

nicht von ſich aus veranlaßt .

Unterſtützung unehelicher Kriegerwaiſen .

Nach dem Geſetz haben uneheliche Kin

der gefallener Kriegsteilnehmer keinen An

ſpruch auf Waiſenrente , doch muß ihnen die Fa

milienunterſtützung weiter gezahlt werden . Außer
dem können ihnen auf Grund des Erlaſſes des

Kriegsminiſters vom 3. Auguſt 1915 einmalige Zu

wendungen zuteil werden . Wie der Vorſtand des

deutſchen Städtetages feſtgeſtellt hat , legen verſchie⸗
dene Intendanturen dieſen Erlaß anſcheinend da

hin aus , daß eine einmalige Unterſtützung an un

eheliche Kinder nur inſoweit zu gewähren iſt , als

nicht durch die tatſächlich gezahlte Familienunter

ſtützung der Betrag von 150 / jährlich erreicht

annähernd erreicht wird . Bedenkt man nun ,

daß der Mindeſtſatz der Familienunterſtützung an

uneheliche Kinder jetzt 7,50 % monatlich , alſo im

Jahre 90 / beträgt , und daßin ſtädtiſchen Liefe

rungsverbänden faſt ausnahmslos Zuſchläge , zum

Teil ſehr nennenswerte Zuſchläge , bezahlt werden ,

ſo ergibt ſich, daß wenigſtens für ſtädtiſche Liefe⸗

oder

rungsverbände einmalige Zahlungen aus dem

Fonds des Kriegsminiſters an uneheliche Kinder

praktiſch überhaupft nicht in Betracht kommen .

Würde dagegen die Auszahlung aus dem kriegs⸗
miniſteriellen Fonds abhängig von der Familien⸗

unterſtützung erfolgen , könnten umgekehrt für

die Zeit dieſer Zahlung die Lieferungsverbände die

Bedürftigkeit ganz teilweiſe verneinen . Die

jetzige Sachlage führt anſcheinend zu wirklichen

Zahlungen vonſeiten des Kriegsminiſteriums höch⸗

ſtens bei ländlichen Kommunalverbänden , die keine

Zuſchläge zu den Mindeſtbeträgen gewähren . Ja ,
es muß mit der Möglichkeit gerechnet werden , daß

auch bei ländlichen Kommunalverbänden keine Zah

lungen erfolgen , da ja der Satz von 150 / nur eine

Höchſtgrenze iſt . Für dieſe Schlußfolgerung , deren

Ergebnis ſein würde , daß die einmaligen Unter

ſo

oder

ſtützungen an uneheliche Kinder überhaupt nicht

oder nur in ſehr geringem Umfange gezahlt wer

den und die deshalb ſicherlich dem Reichstagsbe⸗
ſchluſſe nicht gerecht werden würde , ſpricht das bis

jetzt dem Städtetage vorliegende Material . Er be⸗

abſichtigt deshalb , die Angelegenheit weiter zu ver⸗

folgen und hat zu dieſem Zweck eine Rund⸗



frage bei den ihm angeſchloſſenen Städten ver⸗

anſtaltet . Im Intereſſe der unehelichen Krieger⸗

waiſen wollen wir hoffen , daß die Aktion des

Städtetages zu dem erwünſchten Reſultat führt , da⸗

mit die unehelichen Kinder ſo lange , bis ſie auch

geſetzlich den ehelichen gleichgeſtellt werden , wenig⸗

ſtens auf dem Verwaltungswege in ausreichendem

Maße untorſtützt werden können .

Polizeikoſten und Kommunen .

( Eine Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts . )

Für die Gemeinden mit töniglicher Polizeiver⸗

waltung iſt von beſonderer Bedeutung eine vom

höchſten Verwaltungsgerichtshof gefällte Entſchei⸗
dung . Nach § 1 des Geſetzes vom 3. Juni 1908

tragen die Gemeinden , in denen die örtliche Poli —

zeiverwaltung von einer königlichen Behörde ge —

führt wird , zu den Koſten ein Drittel bei . Die end⸗

gültige Feſtſetzung des Koſtenanteils der Stadt Kö⸗

nigsberg i. Pr . für das Rechnungsjahr 1910 durch

den Regierungspräſidenten war nicht angefochten

worden . Später erinnerte die Oberrechnungskam⸗

mer in Potsdam , daß Aufwendungen von 369 &l ,

die von ihr als Koſten der örtlichen Polizeiverwal⸗

tung angeſehen waren . Sie waren aus Mitteln

der Verwaltung des Innern beſtritten worden . Der

Regierungspräſident trat darauf an Königsberg mit

dem Verlangen heran , ein Drittel der 369 „ / nach⸗

zuzahlen . Als die Stadt ſich aus grundſätzlichen

Bedenken ablehnend verhielt , brachte der Regie⸗

rungspräſident bei Feſtſetzung des Koſtenanteils

der Stadt für 1912 die 123 „/ / in Anſatz . Deshalb

focht die Stadt nach §S 7 des Polizeikoſtengeſetzes

den Feſtſetzungsbeſchluß an . Der Bezirksausſchuß

ſetzte auch den Koſtenanteil um 123 herab . Die

hiergegen vom Regierungspräſidenten erhobene

Klage hat das Oberverwaltungsgericht abgewieſen .

Es nimmt an , daß im Rahmen der Vorſchriften des

Polizeikoſtengeſetzes grundſätzlich nicht eine Nachfor⸗

derung zuläſſig iſt , wenn für die Gemeinden die

Regierungspräſidenten — für Berlin der Oberprä⸗

ſident — den Koſtenanteil endgültig feſtgeſetzt ha⸗

ben . Der Regierungspräſident verfügte hierauf ,

nachdem er ſich noch einmal erfolglos wegen der

Nachzahlung der 123 Mark ins Benehmen mit Kö⸗

nigsberg geſetzt hatte , unter Hinweis auf § 19 des

Zuſtändigkeitsgeſetzes die zwangsweiſe Einſtellung

dieſes Betrages in den Haushaltsplan der Stadt .

Nach Aufhebung der Zwangsetatiſierungsverfü⸗

gung ſtrengte ſie Klage an . Bei dem beſonderen

Intereſſe der Streitſache für die Verwaltung hatte

der Miniſter des Innern für die mündliche Ver⸗

handlung vor dem erſten Senat des Oberverwal —

tungsgerichts einen Kommiſſar beſtellt . Er bean⸗

tragte nach längeren Darlegungen , die Klage ab⸗

zuweiſen . Der Senat hat jedoch die Zwangsetati⸗
ſierungsverfügung außer Kraft geſetzt . Er nahm

an , daß es hier an den formellen wie ſachlichen

Vorausſetzungen für ein Zwangsetatiſierungsver⸗

fahren fehle . In letzterer Beziehung verwies der

Gerichtshof darauf , wie allerdings die Aufſichtsbe⸗

hörden befugt ſeien , ſich der Zwangsetatiſierung zu

bedienen , um die Gemeindebehörden zur Erfüllung

ihrer im öffentlichen Recht begründeten Verpflich⸗

tungen anzuhalten . Er betonte aber , daß für dieſe

Befugnis , abgeſehen von den Ausnahmefällen , wo

das öffentliche Intereſſe an der alsbaldigen Erfül —

lung der von der Gemeinde geforderten Leiſtung

beteiligt ſei , da eine Schranke boſtehe , wo nach den

Geſetzen ein beſonderes mit Rechtsſchutz ausgeſtatte —

tes Verfahren oder der ordentliche Rechtsweg ge —

geben ſei . Es könne dahingeſtellt bleiben , ob hier

der § 7 des Polizeikoſtengeſetzes , wie der Beklagte

anzunehmen ſcheine , ausſcheide . Sei dies der Fall ,

ſo bleibe der ordentliche Rechtsweg übrig . Die

Geltendmachung der Forderung des Regierungs

präſidenten , die im Endziel auf einen Vermögens

ausgleich zwiſchen Staat und Gemeinde hinaus

laufe , falle in die Reihe der Rechtsſtreitigeiten , für

die nach § 13 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes der

ordentliche Rechtsweg eröffnet ſei .

Forderungen im beſetzten Gebiet .

Die Reichsentſchädigungskommiſſion in Ber⸗

lin iſt ermächtigt , Anmeldungen von Forderungen

gegen ſolche Perſonen , denen im beſctzten feindli⸗

chen Ausland Güter von deutſchen Behörden be—

ſchlagnahmt worden ſind , entgegenzunehmen und

bei Zahlung der etwa zu gewährenden Entſchädi

gung zu berückſichtigen . Eine Auszahlung an den

Gläubiger einer Perſon , der von der Reichsentſchä —

digungskommiſſion ein Anſpruch zugebilligt worden

iſt , kann grundſätzlich nur mit Einverſtändnis des

Entſchädigungsempfängers erfolgen . Mangels ei⸗

ner Einwilligung des Schuldners kann der Betrag

der Forderung des Gläubigers nur hinterlegt wer⸗

den . Bei Forderungen gegen Schuldner , denen we⸗

gen ihrer Zugehörigkeit zum feindlichen Ausland

die feſtgeſtellte Entſchädigung erſt drei Monate nach

Friedensſchluß gezahlt werden darf , kann auch die

Zahlung an den Gläubiger erſt zu dieſer Zeit er⸗

folgen . Forderungen unter 100 Mark können nur

berückſichtigt werden , wenn der Gläubiger ein be⸗

ſonderes Intereſſe an der Berückſichtigung der

Forderung dartut . Später fällig werdende Zinſen

vom Betrage der Hauptforderung brauchen nicht

beſonders angemeldet zu werden . Um mit Sicher⸗

heit feſtſtellen zu können , ob Forderungsanmeldun⸗

gen und Entſchädigungsantrag zuſammen gehö⸗

ren , iſt es unerläßlich , daß der Name , insbeſondere

die Firma und die Adreſſe des Schuldners genau



und deutlich angegeben wird . Eine ungenaue und

undeutliche Bezeichnung kann zur Folge haben , daß

der Schuldner nicht feſtgeſtellt und an den Schuld⸗

ner ohne Rückſicht auf den Gläubiger die Entſchä⸗

digung gezahlt wird . Um die Vollſtändigkeit der

Anmeldung zu erleichtern , hat die Reichsentſchädi⸗

gungskommiſſion einen Vordruck angefertigt , der

den Gläubigern auf Antrag zugeſandt wird .

Broſchen für Brotmarkenſparer .
Der Kommunalverband des 1. Verwaltungs⸗

bezirks im Großherzogtum Sachſen - Weimar⸗Eiſen⸗

ach hat zu einem ganz merkwürdigen Mittel gegrif⸗

fen , ſeine Hausfrauen zur Broterſparnis zu erzie —

hen . Er hat ein Erinnerngszeichen für alle diejeni —

gen geſchaffen , die in der Zeit vom 1. Februar bis

15 . Auguſt 1916 Brotmarken über eine Gewichts

menge von 25 Pfund einſparen urd beim Kommu⸗

nalverband abliefern . Das Erinnerungszeichen iſt

eine Broſche mit entſprechendem Sinnbild und zeit —

gemäßer Aufſchrift .

7 . Bad . Landgemeindenverband .
Die Rechtsverhältniſſe der Gemeindebeamten .

Den übereinſtimmenden Anträge beider Stände⸗

kammern auf dem vorletzten Landtag entſprechend ,

wird , wie wir zuverläſſig wiſſen , die Gr . Regierung
dem nächſten Landtag einen Geſetzentwurf über die

Regelung der Rechtsverhältniſſe der Gemeindebe⸗

amten vorlegen und nach Lage der Verhältniſſe in

Baden darf man wohl auch zuverſichtlich hoffen ,

daß etwas Brauchbares zu Stande kommt und es

nicht gehen wird wie in Bayern , wo die Reichsrats⸗

kammer das vom Landtag bereits angenommene

Gemeindebeamtengeſetz allem Anſchein nach zu Fall

bringen wird .

Der bayeriſche Bürgermeiſter ſchreibt in ſeiner

Nr . 13 vom 5. Mai hierüber was folgt :

Ende Dezember vorigen Jahres hat die Abge⸗

ordnetenkammer den Regierungsentwurf zu einem

Gemeindebeamtengeſetz nach langwierigen und

überaus ſchwierigen Verhandlungen verabſchiedet .

Allgemein glaubte man , daß nun dieſes umfaſſende

ſoviele Klippen zu umſchiffen

Am 19 . Januar hat wohl zu

dasGe etzeswerk ,

hatte , geborgen iſt .

aller Ueberraſchung der zuſtändige Ausſchuß der

Reichsratskammer beſchloſſen , in die Beratungen

des Geſetzes während der Kriegszeit nicht einzu⸗

treten . Gleichzeitig konnte man aus den Verhand⸗

lungen mit Deutlichkeit entnehmen , daß der ge⸗

nannte Ausſchuß an dieſem Geſetzentwurf überhaupt
keine beſondere Freude hatte , er lehnte ſich, ſo

e geltend gemacht , zu ſehr an das Staatsbe⸗

engeſetz an und im Hinblick auf die mit dem
gemachten Erfahrungen ſei
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Nt.tam

Staatsbeamtengeſetz

eine gleichheitliche Regelung des Gemeindebeamten —

rechts nicht zu begrüßen . Alsbald nach dieſer Be

ſchlußfaſſung des Ausſchuſſes der Reichsratstkammer

ſetzte namentlich ſeitens der Gemeindebeamten - Or —

ganiſation eine lebhafte Bewegung ein , die den

Zweck verfolgte , die Reichsratskammer doch noch zur

Beratung des Geſetzes zu veranlaſſen . Aber nicht

nur die Gemeindebemten zeigten ihr Intereſſe , ſon —

dern auch die Verbände der Städte und Gemeinden .

Wir haben ſeinerzeit zu dieſer Frage im „ Baveri⸗

ſchen Bürgermeiſter “ ausführlich Stellung genom —

men und ſind nachdrücklichſt für die Vorabſchiedung

des Geſetzes , das endlich einmal eine einheitliche

Regelung des derzeit durchaus verworrenen Zu

ſtandes bringen ſollte , eingetreten . Im gleichen

Sinne lautete die Vorſtellung Bayeriſchen

Städtebundes und der Städte - und Märktevereini⸗

gung . Außerdem haben verſchiedene einzelne

Städte - und Gemeindeverwaltungen Eingaben an

die Reichsratskammer gemacht , in denen ſie ſehr

nachdrücklich für die Annahme der Regierungsvor⸗

lage eintraten .

des

Da in der Zwiſchenzeit der Landtag verlängert

wurde , nahm der mehrerwähnte Ausſchuß der

Reichsratskammer neuerdings zu dem Gemeinde⸗⸗

beamtengeſetzentwurf Stellung . In ſeiner Sitzung

vom 3. u. 15 . April 1916 lehnte er die Regierungs⸗

vorlage ab und beſchloß die Schaffung einer Novelle

zu den beiden Gemeindeordnungen . Durch dieſen

Nachtrag zu den Gemeindeordnungen ſollen die

vordringlichſten Wünſche der Gemeindebeamten er⸗

füllt werden . Das Plenum der Reichsratskammer

verhandelte am 29 . April über den Antrag ſeines

Ausſchuſſes und nahm mit allen gegen die Stimme

wurf an , durch welchen das Schickſal des Regie⸗

rungsentwurfes zu einem Gemeindebeamtengeſetz

beſiegelt ſein dürfte .

Ob die Kammer der Abgeordneten dem Be —

ſchluß der Reichsratskammer zuſtimmen wird , kann

heute noch nicht als feſtſtehend bezeichnet werden .

Nach unſerer Meinung darf wohl kaum angenommen

werden , daß dieſe Kammer die Vorlage der Reichs⸗

ratskammer ohne weſentliche Verbeſſerungen ge —

nehmigt . Sie ſcheint , auch ſelbſt wenn man ſich

nach Lage der Sache mit einem ſolchen Torſogeſetz

abfinden möchte , lückenhaft und in weſenlichen

Punkten verbeſſerungsbedürftig . Auf Einzelheiten

heute einzugehen möchten wir unterlaſſen . Immer⸗

hin wird andeutungsweiſe heute ſchon geſagt wer —

den dürfen , daß die vom Standpunkte der ehrenamt

lichen Gemeindebeamten , Bürgermeiſter uſw . die

im Regierungsentwurf vorgeſehene Unfahl für⸗

ſorge mit allem Nachdruck gefordert werden muß .

Es wird der Verband der Landgemeinden nach
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näherer Prüfung der Verhältniſſe an den zuſtän⸗

digen Stellen die erforderlichen Schritte unter

nehmen , denn nach wie vor hält er die Schaffung
einer Unfallfürſorge für die Bürgermeiſter und

übrigen Gemeindeverwaltungsmitglieder ſowie die

berufsmäßigen Gemeindebeamten für eine unbe —

dingte Notwendigkeit .

Hießlich noch eine Bemerkung : In der Sit

zung vom 19 . Januar hat ſich Reichsrat Freiherr v.

Thüngen in einer für die Landbürgermeiſter

durchaus nicht ſchmeichelhaften Art ausgeſprochen .

Offenbar hat dieſer Herr ſpäter ſelbſt empfunden ,

daß er in ſeinen damaligen Ausführungen über das

Maß einer erlaubten Wiitik hinausgegangen iſt ,

denn in der Sitzung vom 3. April hat er ſeine er

ſten Ausführungen weſentlich eingeſchränkt , indem

er ſagte : „ Bei der erſten Beſprechung habe ich über

die Tätigkeit der Bürgermeiſter eine Bemertung

gemacht . Ich möchte ausdrücklich konſtatieren , daß

ich mich damals nicht ſo ganz klar ausgedrückt habe .

Ich habe die Friedensverhältniſſe im Auge gehabt

und es iſt mir ferne gelegen , die Tätigkeit , die die

Bauernbürgermeiſter jetzt während des

Krieges an den Tag gelegt haben , irgendwie abfäl —

lig zu beurteilen . Im Gegenteil , die Leute draußen

haben , wie dies auch Herr Baron von Frantenſtein

erwähnt , gewiß voll und ganz ihre Pflicht getan .

Aber es war ein anderer Fall vorgelegen . Sie

waren Ausführungsorgane , ſie hatten dafür zu ſor

gen , daß genz beſtimmt gegebene Befehle richtig

ausgeführt wurden . Da haben ſie ausgezeichnet

gearbeitet . Im Frieden iſt es anders . Wenn ſie

aus eigener Initiative etwas machen vollen , iſt ſehr

oft der Gemeindeausſchuß derjenige , der das hin

dert . Ich wollte das nur zur Ehrenrettung der

Landbürgermeiſter bei der Gelegenheit erwähnen ;

es hat mir ferne gelegen , irgendwie einen Vorwurf

denſelben hinſichtlich ihrer Pflichttreue und er —

ſprießlichen Tätigkeit während des Krieges machen

zu wollen . “

Wir begrüßen es , daß Freiherr von Thüngen

den gerade während der Kriegszeit über alle Maßen

in Anſpruch genommenen Landbürgermeiſtern , an

denen er ſeinerzeit unrichtige und kränkende Kritit

Relist
hatte , hat Gerechtigkeit erfahren laſſen .

der Geſetzentwurf ſelbſt iſt in der betr . Nummer

—9 —. wir übergehen ihn aber heute und be —

halten uns vor , bei anderer Gelegenheit darauf zu —

rück zu kommen , da wir ihn nicht ſo abfällig
urteilen wie der Artikelſchreiber und verſchiedene

Beſtimmungen desſelben ſehr gern auch in dem zu

rwartenden badiſchen Geſetz begrüßen würden .

Heute ſei nur ſoviel geſagt , daß die Rechtsver⸗

hältniſſe der Gemeindebeamten nicht wie jene der

Staatsbeamten bis in die kleinſten Einzelheien

durch ein Geſetz geregelt werden können , ein Ge

meindebeamtengeſetz kann nur allgemeine Richt⸗

linien ziehen , Einzelheiten müſſen durch örtliche

Beſchlußfaſſungen geregelt werden , wie dies auch

im urſprünglichen bayeriſchen Entwurf vorgeſehen

war .

Immerhin ſollten aber ſolche örtliche Regelun

gen durch Ortsſtatut , Dienſt - und Gehaltsordnun

gen etc . , ſoweit irgend möglich , einen einheitlichen

Grundton haben , denn es iſt ja einer der haupt

ſächlichſten Wünſche der Gemeindebeamten , die z.

Zt . beſtehenden buntſcheckigen und vielgeſtaltigen

Verhältniſſe des Gemeindedienſtes tunlichſt gleich

mäßig zu . 8Zu dieſem Zweck beabſichtigen wir , im Benehmen

mit den Beamtenvereinigungen Mu⸗

ſterſtatute und Dienſt - und Gehaltsordnungen zu

entwerfen , um damit der Ausführung des zu er

wartenden Geſetzes vorzuarbeiten .
Da dieſes aber viel Zeit und Arbeit erfordert ,

ſo möchten wir jetzt ſchon damit beginnen , Mate

rial dafür zu ſammeln und zu ſichten , weshalb wir

an alle Gemeinden , in welchen z. Zt . ſchon Orts

atut Dienſt - und Gehaltsordnungen und der⸗

gleichen beſtehen , die dringende Bitte richten , uns

Abſchriften derſelben zum ſachdienlichen Gebrauch
unter der Adreſſe unſerer Geſchäftsſtelle zuſenden

zu wollen .

Feuerverſicherung .

Stand nach der letzten Veröffentlichung in

Nummer 4 4960800 K¼

Zugang :

Graben 500 Jl

Stein , Amt Bretten 36000 ½¼

Unterſimonswald 2300

Wolfach 6500 /

5006100 44

ab Nordrach 3100

Reſtbeſtand am 14 . Mai 1916 5003000 K/

Perſönliches .

Sein 25jähriges Amtsjubiläum hat am 8. Mai

Herr Bürgermeiſter Oswald Auer von Gai⸗

lingen , A. Konſtanz , gefeiert , wozu demſelben die

ihm vom Verband geſtiftete Ehrenurkunde ver

liehen wurde .

Kurz vor dem Tag , an welchem er ebenfalls ſein

25 jähriges Amtsjubiläum hätte feiern können , ſtarb
Herr Bürgermeiſter Rupert Hillenbrand von

Kronau ; weiter wurde uns das Ableben des

Herrn Bürgermeiſters Johann Löffler von

3 rumbach , Amt Moßkirch , angezeigt , derſelbe

war erſt vor einigen Monaten als Nachfolger des
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dem Felde der Ehre gefallenen Bürgermeiſters
un gewählt worden .

8 . Rechnerverband .
Gemeinderechner Martin Hummel in Bie

en ( Amt Donaueſchingen ) tritt infolge ho

hen Alters von ſeinem Poſten zurück . Seit 1872

berfah er zur größten Zufriedenheit ſeiner Ge

ieinde das Amt des Gemeinderechners . An ſei

nem 46jährigen Dienſtjubiläu § m im Jahre 1912

erhielt er vom Landesherrn die ſilberne Verdienſt

medaille , von der — eine Ehrenurkunde

und ein Geldgeſchen Möge der 82⸗jährige , der

ſich ſtets eines geſunden Humors erfreute , noch

nige Jahre den wohlverdienten Ruheſtand ge —

Anfrage .

Eine hieſige Firma erhält nach dem Abgangs

ichnis Großh . Steuerkommiſſärs eine bare

Agerückvergütung von 211 Mark

Dem Inhaber der Firma haben wir auf ſeine

Zahlungsaufforderung folgendes geſchrieben :

zahlung der baren Umlagerückvergi

Agt nur auf unſerm Geſchäftszimmer
Anerkenntnis - und Empfangsl

agepflichti

unter Vorl ag

ung des Betrags

hindernis entgegen
I rei 1

„ Wir ſind nicht verpflichtet , den Steuerbetrag

Ab 8 ückzahlung hat vielmehr

zuf unſerm Kontor ſei es durch die Poſt oder durch

B. ola

—
W en u ren

anwenden , — f

haben . “

na ſti ich offenbar auf den 8 270

B bzährend doch nach Artikel 92 Einf

ru jeſetz zi B. B die landesgeſetzlichen Sor⸗
nach welchen Zahlungen aus öffentlichen

n der Kaſſe in En
zu nehmen ſind

Hyt 5 iben

Aufrechnung der Rückvergütung an der

nlage kann noch nicht erfolgen , da der

chlag noch nicht genehmigt iſt

Antwort .

Die Firma iſt mit ihrem Verlangen , daß die

der Gemeindekaſſe an ſie zu machende Zahlung
zu erfolgen habe , m. E. im

wohl auf die Vorſchriften in

D

D 8
Die Gemeindeverrechnung beruft ſich für ihre

abweichende Anſicht auf Artikel 92 des Einfüh

rungsgeſetzes zum B. G. B . Dieſe Vorſchrift beſagt ,

daß landesgeſetzliche nach

Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen an der Kaſſe in

welchen

Empfang zu nehmen ſind , unberührt bleiben . Die

Gemeindeverrechnung überſieht aber , daß —
Baden

Zahlungen
aus Gemeindekaſſen an der Kaſſe in Er Apfatg zu

eine landesgeſetzliche Vorſchrift , wonach

nehmen ſind , nicht beſteht . Für die aus den Ge

meindekaſſen zu leiſtenden Zahlungen werden des

da beſondere landesgeſetzliche Vorſchriften

fehlen , die allgemeinen Beſtimmungen
als maßge bet zu erachten ſeien . K.

10 . Briefkaſten .
Herr Vürgermeiſter U. in G. Wenn die Hin⸗

terbliebenenverſorgung hinſichtlich der Ehefrau ( Wit⸗

we ) und der Kinder geregelt worden iſt , wird bekannt —

lich die Familienunterſtützung noch volle 3 Monate

( neben den Hinterbliebenenbezügen ) weiter bezahlt ,
dann aber eingeſtellt . Sind nach dem gleichen Un

terſtützungsgeſ ſuch ein uneheliches Kind und die beiden

Eltern der Frau unterſtützt worden , ſo iſt bei fort —

dauernder Bedürftigkeit dieſer Perſonen die Familien

unterſtützung weiter zu bezahlen , bis die Formation ,

welcher der Verſtorbene angehört hat , auf den Frie —

densfuß zurückgeführt oder aufgelöſt iſt Die Unter⸗

ſtützungen ſind alſo gegenüber denjenigen Perſonen
einzuſtellen , die ſel b ſt Hinterbliebenenbezüge be⸗

ziehen . An andere Angehörige llenen ( Stief⸗
kinder , Pflegekinder , uneheliche Kinder, Geſchwiſter , El

tern uſw ) hat , wie erwähnt , Weite rhahilung zu erfolgen
Sie werden nun genau zu prüfen haben , ob bisher ſo

verfahren worden iſt Wenn dies nicht der Fall iſt ,
kann nachträglich Berichtigung verlangt werden .

Auch wenn Eltern das ſog . Kriegselterngeld be

iehe i iſtell der Familienunterſtüt
urch das Elterngeld die

worden iſt .t bohoben
iegt abe Elterng ych Bedürf⸗

0 iſt nilienunterſtützung weiter
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Inter 11 keinem Falle und
in keiner Form Unterſtützung nach armenrechtli⸗
chen Grundſätzen zuteil wird ; es hat vielmehr ſtets
die Kriegsfürſorge einzutreten .



Vor dem Ausbruch des Krieges bereits gewährte
Armenpfloge geht für die Dauer des Krieges in

Kriegsfürſorge über .

Was die Unterbringung von Angehörigen von

Kriegsteilnehmern in Anſtalten anlangt , ſo bleiben

hierfür nach wie vor die vor dem Kriege hierzu ver⸗

pflichteten kommunalen Organe ( Gemeinde oder

Kreis ) verpflichtet .
Für die Dauer der Wirkſamkeit des Familien

unterſtützungsgeſetzes hat jedoch , ſoweit eine Un⸗

terſtützungsberechtigung vorliegt , der für Kriegsfür⸗
ſorge verpflichtete Lieferungsverband die Koſten
der Unterbringung der die Anſtaltsfplege bewirken⸗

den Gemeinde oder dem Kreis zu erſtatten .
Einer Verſchiebung der Unterſtützungswohnſitz⸗

verhältniſſe infolge des Erſatzes der Armenunter —

ſtützung durch die Familienunterſtützung beugt die

Verordnung des Bundesrats v. 13. Nov . 1915 , be

treffend Einwirtkung der Fürſorge für Angehörige
von Kriegsteilnehmern auf den Unterſtützungs⸗
wohnſitz ( Reichsgeſetzblatt Seite 768 ) vor . “

Ein weiterer ſchon am 5. Januar 1915 ergange⸗
ner Erlaß gleichen Betreffs ſagt hinſichtlich der

Krankheitskoſten :
„ Zu dem Lebensbedarf , der der Familie eines

Einberufenen im Falle der Bedürftigkeit vom Lie⸗

ferungsverband gewährt werden muß , gehört auch
eine entſprechende Fürſorge in Krankheitsfällen .
Der Lieferungsverband hat daher Fürſorge zu tref⸗
fen , daß den bedürftigen Familien in Krankheits⸗
fällen ärztliche Behandlung und Heilmittel zur Ver⸗

fügung ſtehen oder dieſen Familien die zur Zah⸗
lung derartiger Aufwendungen erforderlichen Mit⸗

tel zu gewähren , ſoweit dies aus dem Verdienſt des

Einberufenen möglich geweſen wäre . “

Ihre Gemeinde käme ja in Nachteil , wenn Sie

fragl . Aufwand auf die Gemeinde - oder Armen⸗

fondskaſſe ( ohne Wiedererſatz ) anweiſen , andere

Gemeinden aber die diesbezüglichen Aufwendun⸗

gen beim Lieferungsverband geltend machen

würden .

Bücherſchau .

Vor einigen Wochen iſt im Verlag dieſer Zeit —
ſchrift ein „ Wegweiſer durch die geſamte Kriegs —
fürſorge “ erſchienen , auf deſſen Inhalt ich Behör —
den und alle auf dem Gebiete der Kriegsfürſorge
tätigen Einzelperſonen aufmerkſam machen möchte .
Die ausgezeichnete Schrift behandelt unter Zu —
grundelegung der einſchlägigen Geſetze und Ver⸗

ordnungen alle Fragen der Kriegsfürſorge wie :

I. Familienunterſtützungsgeſetz
II . Kriegswochenhilfe

III . Mannſchaftsderſorgungsgeſetz und Mili⸗

tärhinterbliebenengeſetz
IV . Kriegsteilnehmer und Sozialverſicherung

V. Rechtsſchutz
VI . Kriegsbeſchädigte

VII . Zahlung der Löhnung an Angehörige von

Gefangenen und Vermißten
VIII . Vergleiche mit Oeſterreich

[ X. Teuerung , Merkſätze , Mahnungen .
X. Sonſtiges .
Bis jetzt iſt in Baden kein Schriftchen erſchie⸗

nen , das die vielen einſchlägigen Fragen überſicht⸗
licher und beſſer für den praktiſchen Gebrauch be

handelte , wie das vorliegende .
Den mit der Kriegsfürſorge betrauten Behör

den und Organiſationen iſt es unmöglich , ſich mit

den Fürſorge - Anliegen jeder einzelnen Kriegerfa —

milie eingehender zu befaſſen . Um nun den letzte

ren die Möglichkeit zu geben , ſich ſelbſt über ihre

Rechte und Pflichten näher zu unterrichten , haben

zahlreiche Behörden ( Gemeinden , Kaſſen ꝛc. ) und

Organiſationen die Schrift in größerer Anzahl be

zogen und an die Kriegerfamilien — wohl als

ſchönſte und willkommene Liebesgabe — verteilt

Was dem Werkchen noch eine beſondere Be

deutung verleiht , iſt der Umſtand , daß alle neue

ren Verordnungsbeſtimmungen in demſelben be⸗

rückſichtigt ſind und das Büchlein auch nach dem

Kriege den Beteiligten als „ Ratgeber “ auf dem

umfangreichen Gebiete der Kriegsfürſorge wert⸗

volle Dienſte leiſten wird . Das Beiſpiel ſolcher
Gemeinden , die jeder Kriegerfamilie bei Auszahlung
der Unterſtützung einen Wegweiſer aushändigten ( un⸗

entgeltlich oder gegen Erſatz von 20 Pfg . , während

der kleine Mehrbetrag aus der Gemeindekaſſe be

ſtritten wird ) , verdient Nachahmung .
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Sulow-Salonpianinos
mit Flügelton , faſt neu , 8 Jahre Garontie ,

statt Mk . 850 für lIlk . 500 . —.

Sdlon - Pionino
Ia . Fabrikat , wenig gespielt , 5 Jahre Garanfie , statt
Mk. 700 . — für [ Ilk . 400 . — abzugeben

Abbildung und Prachtkatalog mit über

Bülow - , Einger - , Nagel - Pianinos frei .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

in Angelegenheiten
Sendungen ſind zu richten :

ſtraße 19 ;
b) des RKechnerverbandes ( 8 ) an deſſen Vorſitzenden —

c) der Bestellung und des Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz

Fur gefälligen Beachtung

a) des Landgemeindenverbandes ( 7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar —⸗

Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

Schützenſtraße 20 —.
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